
 

 

 

Datenschutzinformation zur Ehrenamtskarte Sammelantrag 

 

In dieser Datenschutzinformation erklä-
ren wir Ihnen, wie wir für die Ehren-
amtskarte mit Ihren personenbezoge-
nen Daten umgehen und welche Rechte 
Ihnen zustehen.  

 
Wir als der datenschutz-
rechtliche Verantwortli-
che tragen die Verant-
wortung für den Um-
gang mit ihren Daten 

und sind ihr direkter Ansprechpartner in 
allen Anliegen zum Datenschutz. 

Die Verantwortung für den Datenschutz 
trägt: 

Landratsamt Calw 
Der Datenschutzbeauftragte 
Vogteistraße 42- 46, 75365 Calw 
Telefon: 07051 160 0  
E-Mail: datenschutz@kreis-calw.de 

 
Bei Fragen zum Daten-
schutz und der Verar-
beitung ihrer Daten, bei 
Beschwerden, Anregun-
gen oder Hinweisen 

können Sie sich jederzeit vertraulich an 
den Datenschutzbeauftragten wenden. 
Dieser ist erreichbar unter: 

Landratsamt Calw 
Der Datenschutzbeauftragte 
Vogteistraße 42- 46, 75365 Calw 
Telefon: 07051 160 0  
E-Mail: datenschutz@kreis-calw.de 

 
Bei der Aufsichtsbehörde 
können Sie hinsichtlich 
des Umgangs mit Ihren 
Daten formell beschwe-
ren. Diese erreichen Sie 
unter: 

Der Landesbeauftragte für den Daten-
schutz und die Informationsfreiheit Ba-
den-Württemberg 
Postfach 10 29 32  
70025 Stuttgart 
Telefon 0711 / 615541 – 0  
E-Mail: poststelle@lfdi-bw.de 

 
Wir erheben personen-
bezogene Daten unter 
Umständen auch bei 
Dritten (z.B. Sammelan-
trag), soweit wir hierzu 

gesetzlich befugt sind und dies für un-
sere Aufgabenerfüllung erforderlich ist. 

Folgende Datenkategorien werden von 
Ihnen verarbeitet:  

Name (ggf. Titel), Anschrift, Geburtsda-
tum, E-Mailadresse, Geschlecht, Telefon-
nummer, Angaben zum ehrenamtlichen 
Engagement. 

 
Ihre Daten werden aus-
schließlich für den Zweck 
verarbeitet, ihre Berechti-
gung zur Ehrenamtskarte 
zu überprüfen, diese be-

reitzustellen und Ihnen Informationen mit 
Bezug zur Ehrenamtskarte zukommen zu 
lassen. 

Zu anderen Zwecken können ihre Daten 
nur dann verarbeitet werden, wenn dies 
gesetzlich gestattet ist. Dies ist beispiels-
weise der Fall, wenn ihre Daten für die 
Aufklärung von Straftaten von Strafverfol-
gungsbehörden für Strafzwecke verarbei-
tet werden müssen. 

 
Soweit es für die Prüfung 
ihrer Berechtigung für die 
Ehrenamtskarte erfordert, 
werden für diesen Zweck 
die von Ihnen 
angegebenen Daten an 

die von Ihnen angegebene Institution bzw. 
Organisation übermittelt. 

In Einzelfällen können wir gesetzlich zur 
Datenübermittlung verpflichtet sein. Dies 
ist beispielsweise dann der Fall, wenn ihre 
Daten durch ein Gericht beschlagnahmt 
werden. 

Beim Versand per E-Mail lässt sich eine 
umfassende Inhalts- und 
Transportverschlüsselung nicht umfas-
send gewährleisten. Sollten Sie dies nicht 
wünschen 
besteht die Möglichkeit, auf diesen Service 
zu verzichten indem Sie auf die Möglich-
keit der 
postalischen Sendung des Antrags zu-
rückgreifen. Beim Versand per E-Mail 
lässt sich eine umfassende Inhalts- und 
Transportverschlüsselung nicht umfas-
send gewährleisten. Sollten Sie dies nicht 
wünschen 
besteht die Möglichkeit, auf diesen Service 
zu verzichten indem Sie auf die Möglich-
keit der 
postalischen Sendung des Antrags zu-
rückgreifen. 

 
Die Ehrenamtskarte ist 
ein Jahr gültig. Ihre Da-
ten werden nach Ablauf 
des Gültigkeitszeitraumes 

für weitere 3 Jahre gespeichert und an-
schließend gelöscht. Soweit Sie eine 
frühere Löschung oder Einschränkung der 
Nutzung Ihrer Daten wünschen, werden 
die Daten sofort gelöscht bzw. die Nut-
zung auf das von Ihnen gewünschte Maß 
beschränkt.   

Die Verarbeitung ihrer Daten erfolgt auf 
Grundlage von Art. 6 Abs. 1 Buchstabe a) 
und e) DS-GVO 

 

 

Sie als betroffene Person haben 
verschiedene Rechte: 

 

 

Datenschutzinformation 
gültig ab 01.07.2023. 
Änderungen sind 
vorbehalten. 
 

  
Auskunft über die 
verarbeiteten Daten und 
auf Kopie, 

  
Berichtigungsrecht, wenn 
wir falsche Daten von 
Ihnen verarbeiten, 

  
Recht auf Löschung, es 
sei denn, dass noch 
gesetzliche Ausnahmen 
greifen,  

  
Recht auf Einschränkung 
der Datenverarbeitung, 

  
Recht, erteilte 
Einwilligungen zu 
widerrufen, 

  
Widerspruchsrecht gegen 
eine Verarbeitung im 
öffentlichen Interesse, 

  
Beschwerderecht bei der 
Aufsichtsbehörde. 


